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Gefekblntt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 53 Ausgegeben Danzig, den 14. Juli 1923 


Inhalt. Geſetz zum Schutze der Hypothekengläubiger (S. 757). — Geſetz über eine achtzehnte Aenderung 
der Dieuſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten (S. 758). — Geſetz über eine neunzehnte Aenderung der Dienſtbezüge 
der unmittelbaren Staatsbeamten (S. 759. — Geſetz über Abfindung von Witwen in der Unfallverſicherung (S. 759). 
— Geſetz betreffend die Reiſekoſten der Staatsbeamten (S. 760). — Geſetz betreffend die Abänderung von Vorſchriften 
des Disziplinarrechts (S. 763). — Ve rordnung zur Aenderung der geſetzlichen Fernſprechgebühren (S. 765). — 
Verordnung zur Aenderung der Gebühren für die Mitbenutzung des Telegraphengeſtänges und der Kabel der freiſtaat⸗ 
lichen Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung vom 15. Juli 1923 ab (S. 766). — Verordnung betreffend Aenderung der 
Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen (S. 766). — Verordnung betreffend Aenderung der Fernſprechgebühren im 
Verkehr mit Polen (S. 766). — Verordnung zur Aenderung der Fernſprechordnung vom 9. Januar 1923 (S. 767). 
— Poſtgebühren im Verkehr mit dem Ausland (außer Deutſchland und Polen) (S. 767). — Verordnung zur 
Aenderung der Poſtordnung S. 768). 


An unſere Bezieher! 


In Abänderung der Bekanntmachungen vom 1. März, 10. April und 5. Juni 1923 werden 
die monatlichen Bezugspreiſe des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers ab 1. Auguſt 1923 wie 
folgt feſtgeſetzt: 

1. Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig 7500 M, 
2. Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil 1 4000 M, 
3. Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil II 11 500 M. 

: Für Beamte und Angeſtellte der freiſtaatlichen Behörden, die das Geſetzblatt und den 
Staatsanzeiger Teil J zum perſönlichen Gebrauch zu halten wünſchen, ermäßigt ſich der Bezugspreis 
zu 1 auf 2 400 M, zu 2 auf 1200 M monatlich. 

Um eine Verzögerung im Bezuge zu vermeiden, wird um pünktliche — montliche — Bes 
ſtellung gebeten. 

Danzig, den 10. Juli 1923. 


Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. 


255 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Ä Geſetz 
zum Schutze der Hypothekengläubiger. Vom 6. 7. 1923. 
8 1. 

Geldforderungen, für welche vor dem 1. Januar 1922 an einen im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig belegenen Grundſtück Hypotheken beſtellt ſind, können einem Danziger Gläubiger ohne deſſen 
Zuſtimmung bis 1. Oktober 1923 nicht gekündigt, zurückgezahlt oder ſonſt rechtsgeſchäftlich zum Erlöſchen 
gebracht werden. . ö 

Danziger Gläubiger ſind nur phyſiſche Perſonen, welche die Danziger Staatsangehörigkeit 
beſttzen, und juriſtiſche Perſonen, welche in Danzig ihren Sitz haben. Steht die Hypothekenforderung 
mehreren Perſonen verſchiedener Staatsangehörigkeit zu, ſo iſt die Zuſtimmung der zu der Perſonen⸗ 
mehrheit gehörigen Danziger erforderlich und ausreichend. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 22. 7. 1928). 


8 2. 
Wird die Zuſtimmung der Gläubiger wider Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrs⸗ 
ſitte verweigert, wird insbeſondere der Schuldner in ſeinem wirtſchaftlichen Fortkommen durch die 
Weigerung ſchwer geſchädigt, ſo kann auf Erteilung der Zuſtimmung vor den ordentlichen Gerichten 
geklagt werden. 9 3 

Kündigungen, Rückzahlungen und ſonſtige Tilgungsgeſchäfte von Hypokhekenſchulden der in 8 1 
bezeichneten Art gegenüber einem Danziger Gläubiger ſind unwirkſam, wenn ſie vor dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes erfolgt ſind und die Löſchungsbewilligung noch nicht erteilt iſt. 

8 4. 

Dieſes Geſetz findet keine Anwendung, wenn der Gläubiger eine phyſiſche oder juriſtiſche Perſon 
Be ift, welche gewerbsmäßig die Übernahme von Verſicherungen gegen Prämie oder Banfier- und Geld- 
* wechslergeſchäfte betreibt, oder wenn der Gläubiger eine Hypothekenbank oder ähnliche Kreditanſtalt, 
Bi welche Schuldverſchreibungen auf den Inhaber ausgibt, oder eine öffentliche Sparkaſſe ift. 
* . Das Geſetz findet ferner keine Anwendung, wenn die Hypothek nach dem 1. Juli 1922 durch 
Er Rechtsgeſchäft übertragen ift. 5 
Be Die Vorſchriften der 88 1 bis 4 finden entſprechende Anwendung auf Grundſchulden, welche | 
3 ; vor dem 1. Januar 1922 an einem im Gebiet der Freien Stadt Danzig belegenen Grundſtück beſtellt find. 


8 6. 
Das Geſetz tritt am 30. Juni 1923 in Kraft. 
Danzig, den 6. Juli 1923. 


- Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


3 356 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
* Geſetz a 
3 über eine achtzehnte Anderung der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten. 
Vom 20. 6. 1923. 
Artikel J. 

Die Anlage 5 Ziffer 1 (Ausgleichszuſchlag) des Beamtendienſteinkommensgeſetzes vom 23. 12. 1921 
(Geſetzbl. S. 229) in der Faſſung der Geſetze über eine zehnte, elfte, zwölfte, vierzehnte, fünfzehnte und 
ſechzehnte Anderung der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten wird wie folgt geändert: 

1. Ziffer 1 (a) erhält folgenden Zuſatz: 
„vom 1. Mai 1923 ab auf 1220 v. H., 
von Mitte Mai 1923 ab auf 1700 v. H.“; 
2. Ziffer 1 (b) erhält folgenden Zuſatz: 
„vom 1. Mai 1923 ab auf 16000 M monatlich“. 
Artikel II. 

Die durch die Ausführung dieſes Geſetzes entſtehenden Mehrausgaben ſind, ſoweit ſie nicht aus 
eigenen Einnahmen der Verwaltung beſtritten werden können, aus den Einnahmen auf Grund der dem 
Volkstag vorliegenden und noch vorzulegenden Steuergeſetze zu decken. 


Danzig, den 20. Juni 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Strunk. 


Sn 


N 
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257 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz a 
über eine neunzehnte Anderung der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten. 
Vom 20. 6. 1923. 


Artikel I. 

Die Anlage 5 Ziffer 1 (Ausgleichszuſchlag) des Beamtendienſteinkommensgeſetzes vom 23. 12. 1921 
(Geſetzbl. S. 229) in der Faſſung der Geſetze über eine zehnte, elfte, zwölfte, vierzehnte, fünfzehnte, 
ſechzehnte und achtzehnte Anderung der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten wird wie 
folgt geändert: 

1. Ziffer 1 (a) erhält folgenden Zuſatz: 
„vom 1. Juni 1923 ab auf 2900 v. H.“ 
2. Ziffer 1 (b) erhält folgenden Zuſatz: 
„vom 1. Juni 1923 ab auf 32000 M monatlich“. 
Artikel II. 8 

Die durch die Ausführung dieſes Geſetzes entſtehenden Mehrausgaben ſind, ſoweit ſie nicht aus 
eigenen Einnahmen der Verwaltung beſtritten werden können, aus den Einnahmen auf Grund der dem 
Volkstag vorliegenden und noch vorzulegenden Steuergeſetze zu decken. 


Danzig, den 20. Juni 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Strunk. 


258 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
über Abfindung von Witwen in der Unfallverſicherung. Vom 27. 6. 1923. 
Artikel J. 
Der $ 10 des Geſetzes über Zulagen in der Unfallverſicherung vom 10. März 1922 (Geſetzbl. 
S. 75) erhält folgenden Abſatz 6: 
Heiratet eine Witwe wieder, die eine Zulage zu ihrer Witwenrente bezogen hat, ſo 
erhält fie als Abfindung anſtelle des im § 589 der Reichsverſicherungsordnung bezeichneten 
Betrages drei Fünftel des Jahresarbeitsverdienſtes ($ 3 Abſ. 2), nach dem ihre Zulage für 
den Monat der Wiederverheiratung berechnet worden iſt. 
Artikel II. 
Die Vorſchrift des Artikels J gilt für alle Abfindungen aus Anlaß einer nach dem 31. Dezember 1922 
geſchloſſenen Ehe. 
Iſt in einem ſolchen Falle die Abfindung nach den bisherigen Vorſchriſten feſtgeſtellt, jo hat der 
Verſicherungsträger ſie neu ſeſtzuſtellen. 


Danzig, den 27. Juni 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


| oo 
259 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz ER 
betreffend die Neiſekoſten der Staatsbeamten. Vom 20. 6. 1923. 
N g f 8 1. 
Die Staatsbeamten erhalten bei Dienſtreiſen Tage- und Übernachtungsgelder ſowie Erſatz der 
verauslagten Fahrkoſten. 15 

(1) Das volle Tagegeld beträgt für die Beamten . 
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(2) Es gehören von den in der Beſoldungsordnung zum Beamtendienſteinkommensgeſetze vom 
23. Dezember 1921 (Gef. Bl. 1921 S. 249) aufgeführten Beamten: 5 


die Beamten mit 


€ unds * 7 1 
hattsfägen | gehntiefigen | Cunzelhehältern | 
in Gruppe in Gruppe in Gruppe 
zur Stufe I | 1—5 = _ 
ERS 6— 8 — — 
1 " III 9—12 Lem: — 
3 13 — I-III 
IVu. V 


n 22 Are 2 
5 und nebenamt⸗ 
liche Senatoren 
(3) Bei Dienſtreiſen, die an demſelben Kalendertag angetreten und beendet werden und nicht 
mehr als 3 Stunden dauern, wird ein Achtel des vollen Tagegeldſatzes und bei Dienſtreiſen von mehr 
als 3, jedoch nicht über 8 Stunden, die Hälfte des vollen Tagegeldſatzes gewährt. 

(4) Erſtreckt ſich die Dienſtreiſe auf 2 oder mehrere Tage, fo iſt das Tagegeld für den Hin⸗ 
und Rückreiſetag nach den Beſtimmungen des vorſtehenden Abſatzes je beſonders mit der Maßgabe zu 
berechnen, daß ein volles Tagegeld zu gewähren iſt, wenn die Hinreiſe vor 6 Uhr nachmittags angetreten 
oder die Rückreiſe nach 12 Uhr mittags beendet wird. 

(5) Bei mehreren Reiſen an einem Kalendertage wird jede Reiſe für ſich entſchädigt. Es darf 
jedoch für einen Kalendertag nicht mehr als ein volles Tagegeld und, wenn die Reiſen zuſammen nicht 
über 8 Stunden gedauert haben, nicht mehr als die Hälſte des Tagegeldes gezahlt werden. 

(6) Für Verſetzungsreiſen erhalten alle Beamten mindeſtens ein volles Tagegeld. 

e 8 3. 

(1) Für jedes auswärtige Nachtquartier bei Dienſtreiſen wird den Beamten ein Ülbernachtungs⸗ 
geld in Höhe von drei Viertel der im § 2 Abſ. 1 vorgeſehenen Tagegelder gewährt. 

(2) Entſprechendes gilt auch für Nächte, die der Beamte, ohne ein Nachtquartier zu nehmen, zur 
Reiſe ſelbſt verwendet, ſofern die Hinreiſe vor 3 Uhr morgens angetreten oder die Rückreiſe nach 2 Uhr 
morgens beendet wird. Das ÜUbernachtungsgeld wird nicht gewährt, wenn die Reiſe lediglich zur Vor: 
nahme von Dienſtgeſchäſten während der Nacht ausgeführt wird. 


(3) Das Tbernachtungsgeld nach Abſ. 2 entfällt, wenn den Beamten die infolge Benutzung des 
Schlafwagens entſtandenen Koſten erſtattet werden. \ 

(4) Wird dem Beamten bei auswärtigen Dienſtgeſchäften ein Nachtquartier von Amts wegen 
zur Verfügung geſtellt, ſo erhält er mindeſtens ein Viertel des Übernachtungsgeldes. 

(5) Bei Verſetzungsreiſen iſt den Beamten für den Tag der Ankunft am neuen Dienſtort ein 
nach Ab. 1 zu bemeſſendes Übernachtungsgeld zu gewähren. 

. 8 4. 

(1) Für Wegeſtrecken, die bei Dienſtreiſen auf Eiſenbahnen, Schiffen oder ſonſtigen öffentlichen 
regelmäßigen Verkehrsmitteln zurückgelegt werden, ſind den Beamten an Fahrkoſten die wirklich erwachſenden 
Auslagen einſchließlich der Koſten für Beförderung und Verſicherung des notwendigen Gepäcks zu erſtatten. 

(2) Es find berechtigt zu benutzen: 

a) die zweite Schiffs⸗ oder dritte Wagenklaſſe: 
die Beamten der Stufe I 

b) die erſte Schiffs- oder zweite Wagenklaſſe: 
die Beamten der Stufen II und III 

c) die erſte Schiffs⸗ oder erſte Wagenklaſſe: 
die Beamten der Stufen IV und V. 

(3) Sind an einem auswärtigen Dienſtgeſchäfte mehrere Beamte beteiligt, und iſt ihr Zuſammen⸗ 
reiſen in einer Schiffs⸗ oder Wagenklaſſe aus dienſtlichen Gründen veranlaßt, jo dürfen auch die Beamten’ 
die ſich einer niedrigeren Schiffs⸗ oder Wagenklaſſe zu bedienen hätten, die höhere Schiffs- oder Wagen⸗ 
klaſſe benutzen. Außerdem kann für weite und beſonders anſtrengende Reiſen die Benutzung einer höheren 
Wagenklaſſe im einzelnen Falle von der vorgeſetzten Behörde genehmigt werden. 

(4) Für Wegeſtrecken, die nicht auf Eiſenbahnen, Schiffen oder ſonſtigen öffentlichen regelmäßigen 
Verkehrsmitteln zurückgelegt werden können, wird für jedes angefangene Kilometer des Hin- und Rück⸗ 
wegs ein Betrag von 20 M gewährt. War der Beamte durch beſondere Umſtände genötigt, ſich eines 
Fuhrwerkes zu bedienen, jo werden ihm die entſtandenen Unkoſten erſetzt, ſoweit fie nicht die nach Lage 
des Einzelfalles angemeſſenen Grenzen überſchreiten. 

(5) Weitere Nebenkoſten, insbeſondere beim Zu- und Abgang zu und von der Eiſenbahn, werden 
in angemeſſenen Grenzen erſtattet. 

(6) Der Nachweis über die Höhe der entſtandenen Auslagen wird im allgemeinen durch die 
pflichtmäßige Verſicherung des Beamten geführt. 

8 5. 

Die Benutzung eines Kraftfahrzeuges ſowie eines Luftverkehrsmittels richtet ſich nach den vom 
Senat zu erlaſſenden Beſtimmungen. 5 

Hat eine einzelne Dienſtreiſe einen Aufwand, der durch die Reiſekoſten nicht gedeckt werden 
kann, oder einen ſonſtigen außergewöhnlichen Aufwand erfordert, ſo kann der Senat einen Zuſchuß oder 
eine Pauſchvergütung bewilligen. e = | 


Bei Dienſtgeſchäſten am dienſtlichen Wohnſitze ſowie außerhalb in geringerer Entfernung als 
2 Kilometer von deſſen Ortsgrenze werden lediglich die wirklichen Auslagen erſtattet, wenn ſie durch be⸗ 
ſondere Umſtände gerechtfertigt find. 3 8 5 
(1) Für Beamte, denen ein Amtsbezirk überwieſen ift oder die durch die Art ihrer Dienſt⸗ 
geſchäfte zu häufigen Dienſtreiſen genötigt werden ſowie für einzelne Dienſtzweige oder Dienſtgeſchäfte, 
können anſtelle der in 88 2-4 vorgefehenen Vergütungen anderweitige Beträge durch den Senat feſt⸗ 


Pauſchſumme gekürzt wird, zu beſtreiten iſt. 


762 
geſetzt werden. Soweit bei Ausführung dieſer Beſtimmungen Streitigkeiten über die den einzelnen 
Beamten zuſtehenden Anſprüche entſtehen, iſt von dem Senat auf Antrag des Beamten die für ihn zu⸗ 
ſtändige Beamtenvertretung zu hören. 

(2) Eine Vergütung nach § 2 wird nicht gewährt bei auswärtigen Dienſtgeſchäften, die zur 
regelmäßigen Dienſtaufgabe des Beamten gehören. 

(3) Iſt der Beamte genötigt, an auswärtigen Orten ein Nachtquartier zu nehmen, ſo iſt das 
Übernachtungsgeld nach $ 3 zu gewähren. 

8 9. 

Beamte, die für Dienſtreiſen innerhalb ihres Amtsbezirkes neben oder in ihrem Einkommen 
eine Pauſchſumme für Tagegelder oder Fahrkoſten oder für die Unterhaltung von Fahrzeugen oder 
Pſerden beziehen, erhalten Tagegelder und Fahrkoſten nur dann, wenn ſie außerhalb ihres Amtsbezirkes 
Dienſtgeſchäfte erledigen und der Ort des Dienſtgeſchäfts nicht weniger als 2 Kilometer von der Grenze 
des Amtsbezirkes entfernt iſt. 

§ 10. 

Werden Beamte, die nach den SS 8 und 9 eine Pauſchſumme beziehen, wegen Urlaubs oder 
ſonſtiger Verhinderung vertreten, ſo beſtimmt die vorgeſetzte Behörde, ob eine Kürzung der Pauſchſumme 
zu erfolgen hat und inwieweit die Entſchädigung für die Stellvertreter aus dem Betrag, um die die 


8 

Für Dienſtreiſen von Beamten, welche ſich im Vorbereitungsdienſte befinden, werden Tage⸗ und 
Übernachtungsgelder ſowie Fahrkoſten dann nicht gewährt, wenn die Reifen lediglich zum Zwecke der 
Ausbildung dieſer Beamten erfolgen. Ob letzteres der Fall iſt, entſcheidet die Behörde, von welcher der 


Auftrag zur Reiſe erteilt wird. Im übrigen können ihnen Reiſekoſten nach Maßgabe der näheren Be- 
ſtimmungen des Senats gewährt werden. 


8 12. 
(1) Planmäßige Beamte, die vorübergehend 
a) außerhalb ihres dienſtlichen Wohnſitzes oder 


b) „ „ ktatſächlichen Wohnortes, wenn ein dienſtlicher Wohnſitz nicht vorhanden 
iſt, oder 
Gen „ dienſtlichen Wohnſitzes und ihres tatſächlichen Wohnortes, wenn der tatſäch— 


liche Wohnort nicht mit dem dienſtlichen Wohnſitz zuſammenfällt, 
bei einer Behörde beſchäftigt werden, oder die ſich ſonſt zu auswärtigen Dienſtgeſchäften an demſelben 
Orte vorausſichtlich länger als 4 Wochen aufhalten, erhalten neben ihrer Beſoldung eine Vergütung, 
deren Höhe der Senat in Anlehnung an die Sätze des 8 2 feſtſetzt. 
(2) Für nicht W Beamte beſtimmt in den Fällen des Abſ. 1 der Senat die Höhe 
der Tagegelder. 
(3) Für die 1 — — der Hin⸗ und Rückreiſe erhalten die Beamten die in 88 2 und 3 für Ver⸗ 
fekungärefien feſtgeſetzte Tage- und Übernachtungsgelder. 
(4) Im übrigen findet für den Beſchäftigungsort § 7 ſinngemäße Anwendung. 
8 13. 
Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden auf die vorübergehend im Staatsdienſte beſchäftigten 
Beamten der Gemeinden und anderer öffentlich-rechtlichen Körperſchaſten entſprechende Anwendung. 
8 14. 
0 Die 89 16 des Geſetzes finden auch auf die Dienſtreiſen der Beamten der Landjägerei 
12 Schutpolizei Anwendung. Der Begriff der Dienſtreiſe beſtimmt ſich nach den bisher geltenden 


mungen an deren Stelle. 


Vorſchriſten. Im übrigen wird der Senat ermächtigt, beſondere Vorſchriften für die bezeichneten 
Beamten zu erlaſſen. 7 Br > Ss iR,’ 
(2) Nehmen Beamte der Schutzpolizei bei Dienſtreiſen an der Verpflegung teil, jo regelt ſich 


die Abfindung mit Tagegeld nach den vom Senat zu treffenden beſonderen Beſtimmungen. 


8 15. 

(1) Der Senat wird ermächtigt, Beſtimmungen zur Ausführung dieſes Geſetzes zu erlaſſen. 

(2) Zu den Sätzen in $ 2 können Ausgleichszuſchläge gewährt werden, die bei Anderungen der 
Ausgleichszuſchläge zu dem Dienſteinkommen der Beamten ebenfalls anderweit feſtzuſetzen find. Die Feſtſetzung 
der Ausgleichszuſchläge ſowie die erforderlichen Anderungen der Sätze in den 88 3 und 4 erfolgen durch 
den Senat. Dieſer wird auch ermächtigt, bei Neufeſtſetzung der Grundgehälter der Beamten die Tage⸗ 
geldbeträge des § 2 entſprechend neu zu beſtimmen. f 

(3) Für Dienſtreiſen nach nahegelegenen Orten, nach beſonders teueren Orten oder nach Orten 
außerhalb des Staatsgebiets kann der Senat eine anderweite Regelung vornehmen. 

() Die auf Grund der Abſätze 1—3 erlaſſenen Beſtimmungen find für die Anſprüche der 
Beamten gleicherweiſe maßgebend wie dieſes Geſetz. f 

§ 16. 

(1) Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Februar 1923 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig werden alle dieſem Geſetz entgegenſtehenden Beſtimmungen, insbeſondere das 
Geſetz betreffend die Reiſekoſten der Staatsbeamten, vom 26. Juli 1910 (Geſetzſamml. S. 150) und die 
88 1—16 der Verordnung, betreffend die Tagegelder, die Fuhrkoſten und die Umzugskoſten der Reichs⸗ 
beamten vom 8. September 1910 (Reichsgeſ. Bl. S. 993) aufgehoben. 2 de 

(3) Soweit in beſtehenden Vorſchriften auf die hiernach aufgehobenen Beſtimmungen verwieſen 
iſt, treten die entſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes und die dazu erlaſſenen Ausführungsbeſtim⸗ 
Danzig, den 20. Juni 1923. g N 85 

Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Dr. Ziehm. Sawatzki. b 8 
260 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz | 
betreffend die Abänderung von Vorſchriften des Disziplinarrechts. Vom 6. Juli 1923. 
f Artikel I. 5 | 
8 1. ö 


Die nichtrichterlichen unmittelbaren Staatsbeamten unterliegen den disziplinarrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen des Reichsbeamtengeſetzes vom 31. März 1873 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
18. Mai 1907 — Reichsgeſetzbl. S. 245 —, ſoweit nicht durch dieſes Geſetz etwas anderes beſtimmt iſt, 
jedoch mit der Maßgabe, daß 

a) $ 74 Abſ. 1 Nr. 3 folgende Faſſung erhält: 

3. Geldſtrafe, 
bei beſoldeten Beamten bis zur Hälfte des Betrages des dem Beamten zur Zeit der Beſtrafung 
zuſtehenden monatlichen Dienſteinkommens, bei unbeſoldeten Beamten bis zu einem Achtel 
des monatlichen Dienſteinkommens, das einem aus der J. Gehaltsſtufe der Beſoldungsgruppe X 
bejoldeten Beamten zuſteht. Unter Dienſteinkommen im Sinne dieſer Vorſchrift find bei 
planmäßigen Beamten das Grundgehalt nebſt dem allgemeinen Teuerungszuſchlag hierzu, bei 


re . Beamten die Diäten, nebſt dem allgemeinen Teuerungszuſchlag hierzu zu 
verſtehen. a l 5 * 


— 


b) in 8 75 Nr. 1 Abf. 2 Satz 2 an die Stelle des letzten Halbſatzes die Worte treten: 
8 „welche das Doppelte des monatlichen Dieſteinkommens (8 74 Abſ. 1 Nr. 3 Satz 2) 
nicht überſteigt.“ 
c) im § 81 Nr. 2 die Worte „bis zum Betrage von 30 Mark“ erſetzt werden durch die Worte 
„bis zu einem Viertel des höchſten zuläſſigen Betrages ($ 74 Abſ. 1 Nr. 3)“ und im 8 81 
Nr. 3 die Worte „bis zum Betrage von neun Mark“ erſetzt werden durch die Worte „bis 
zu einem Dreißigſtel des höchſten zuläſſigen Betrages ($ 74 Abſ. 1 Nr. 3)“. 


8 2. 
Für Richter und ihnen hinſichtlich der disziplinarrechtlichen Beſtrafung gleichgeſtellte Beamte 


eeinſchließlich der Notare verbleibt es bei den bisherigen Beſtimmungen, ſoweit fie nicht durch dieſes 


Geſetz abgeändert werden. 
Artikel II. 
Die Vorſchriften 
1. der Geſetze vom 7. Mai 1851 (Geſetzſamml. S. 218) und 26. März 1856 (Geſetzſamml. S. 201) 
betr. die Dienſtvergehen der Richter und die unfreiwillige Verſetzung derſelben auf eine andere 
Stelle oder in den Ruheſtand, 
2. des Geſetzes vom 9 April 1879 GGeſetzſamml. S. 345) betr. die Abänderung von Beſtimmungen 
der Disziplinargeſetze, 
3. des Reichsbeamtengeſetzes vom 31. März 1873 in der Faſſung vom 18. Mai 1907 (Reichs- 
geſetzbl. 1907 S. 245) 


werden wie folgt geändert: 


8 1. 

In förmlichen Disziplinarverfahren ſind entſcheidende Disziplinarbehörden als „Disziplinargerichte“ 

in erſter Inſtanz die Disziplinarkammer in Danzig, 

in zweiter Inſtanz der Disziplinarhof in Danzig. 
Sie treten je nach Bedürfnis zuſammen. 

i 3 

In Anſehung des Gerichtspräſidenten, der Senatspräfidenten des Obergerichts, des General« 

ſtaatsanwalts und der Senatsräte iſt der Disziplinarhof allein zuſtändig. 
l 83, 

Die Disziplinarkammer entſcheidet in der Beſetzung von 5 Mitgliedern einſchließlich des Vor— 
figenden. Richtet ſich das Verfahren gegen nichtrichterliche Beamte, jo müſſen der Vorſitzende und 
2 Beiſitzer richterliche Mitglieder des Bezirksausſchuſſes oder beim Landgericht oder einem Amtsgericht 
angeſtellte Richter fein. Mindeſtens ein Mitglied der Disziplinarkammer muß eine der des Angeſchuldigten 
entſprechende Vorbildung oder dienſtliche Stellung haben. Der Vorſitzende, deſſen Stellvertreter und 
die ſonſtigen Mitglieder der Disziplinarkammer werden für die Dauer des zur Zeit ihrer Ernennung 


von ihnen bekleideten Staatsamts vom Senat ernannt. 


Richtet ſich das Verfahren gegen Richter oder ihnen hinſichtlich der disziplinariſchen Beſtrafung 
gleichgeſtellte Beamte einſchließlich der Notare, jo müſſen die Beiſitzer der Disziplinarkammer beim Land⸗ 
gericht oder einem Amtsgericht angeſtellte Richter ſein. Sie werden vom Richterwahlausſchuß gewählt. 
Vorſitzender iſt der dem Dienſtalter nach jüngſte Senatspräſident des Obergerichts. Im Falle ſeiner 
Behinderung der jeweils dienſtälteſte Obergerichtsrat. 

8 4. 

Der Disziplinarhof entſcheidet in der Beſetzung von 7 Mitgliedern einſchließlich des Vorſitzenden. 
Von der Ausübung des Richteramts iſt ausgeſchloſſen, wer in erſter Inſtanz bei der Erlaſſung der an⸗ 
gefochtenen Entſcheidung mitgewirkt hat. 


8 
a 
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ch das Verfahren gegen nichtrichterliche Beamte, ſo müſſen der Vorſttende und zwei 8 


Beiſtzer dem Obergericht oder dem für Verwaltungsſtreitſachen höchſten Gericht in richterlicher Stellung 38 


angehören. Mindeſtens ein Mitglied des Disziplinarhofs muß eine der des Angeſchuldigten entſprechende 
Vorbildung oder dienſtliche Stellung haben. Der Vorſitzende, deſſen Stellvertreter und die ſonſtigen 
Mitglieder des Disziplinarhofes werden für die Dauer des zur Zeit ihrer Ernennung von ihnen 
bekleideten Staatsamts vom Senat ernannt. j 

Richtet ſich das Verfahren gegen Richter oder ihnen hinſichtlich der disziplinariſchen Beſtrafung 
gleichgeſtellte Beamte einſchließlich der Notare, ſo müſſen die Beiſitzer des Disziplinarhofs beim Ober⸗ 
gericht, Landgericht oder einem Amtsgericht angeſtellte Richter ſein. Sie werden vom Richterwahlausſchuß 
gewählt. Vorſitzender iſt der Gerichtspräſident, im Falle ſeiner Behinderung der jeweils dienſtälteſte 
Senatspräſident des Obergerichts. ns 

Die Geſchäftsordnung für die Disziplinargerichte für nichtrichterliche Beamte, insbeſondere die 
Beſtimmung der Befugniſſe des Vorſitzenden und die Reihenfolge, in welcher die Beiſitzer an den einzelnen 
Sitzungen teilzunehmen haben, wird durch eine Anweiſung des Senats geregelt. 5 


8 6. 8 
Die Einleitung des Disziplinarverfahrens für nichtrichterliche Beamte wird vom Senat verfügt. 
Er ernennt den Unterſuchungsführer und diejenigen Beamten, welche im Laufe des Verfahrens die 
Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft wahrzunehmen haben. 
8 7. 


Eine Wiederaufnahme des Verfahrens findet unter ſinngemäßer Anwendung der Beſtimmungen 


der 88 399 bis 413 der Strafprozeßordnung vom 1. Februar 1877 mit Ausnahme des 8 411 Abſ. 4 ſtatt. 
/ £ Artikel III. 5 i = 2 1 


Dieſes Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraſt. 
Danzig, den 6. Juli 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Sawatzki. 


261 Verordnung 
zur Anderung der geſetzlichen Fernſprechgebühren. Vom 6. 7. 1923. 


Auf Grund des Geſetzes vom 16. Dezember 1921 (Geſetzbl. S. 320), betreffend Anderung der 7 5 


Poſt⸗, Poſtſcheck, Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren wird nachfolgende Verordnung erlaſſen: . 
1) Punkt 2 der Verordnung zur Anderung der geſetzlichen Fernſprechgebühren vom 24. 6. 23 

erhält folgende Faſſung: 
„2. Die vorſtehenden Gebühren und die im § 3 des Fernſprechgebührengeſetzes beſtimmten 
Gebühren find mit 1000 zu vervielfältigen“. : R 

2 Dieſe Verordnung tritt mit dem 15. Juli 1923 in Kraft. Soweit vierteljährlich im voraus 

fällige laufende Gebühren erhöht werden, gilt für die beſtehenden Anlagen die Erhöhung erſt vom 
1. Auguſt 1923 ab. i 


zu kündigen. a 
Danzig, den 6. Juli 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm. Förster. 


3) Jeder Fernſprechteilnehmer iſt berechtigt, feinen Anſchluß auf den 15. bezw. 31. Juli 1923 N ; ® 
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262 Se EEE 

zur Anderung der Gebühren für die Mitbenutzung des Telegraphengeſtänges und der Kabel 
der freiſtaatlichen Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung vom 15. Juli 1923 ab. Vom 7. 7. 1923. 


Der Grundbetrag der Gebühr für die Mitbenutzung des Telegraphengeſtänges und der Kabel 
der freiſtaatlichen Poſt- und Telegraphenverwaltung beträgt für jedes Kilometer jährlich mit Wirkung 
vom 15. Juli 1923 bei Einzelleitung Doppelleitung 


an hölzernem Geſtänge . .. 220 M 440 M 
„ eiſernem 5 „„ 80 ME 640 M 
„ TE IE 360 M 720 M 


Für Einzeladern in doppeladrigen Kabeln wird der Satz für Doppeladern erhoben, wenn die 
verbleibende Einzelader unbenutzt bleibt. 


Vorſtehende Grundbeträge find jeweilig mit der Zahl zu vervielfältigen, mit der die Fernſprech⸗ 
gebühren vervielfältigt werden. 


Die Inhaber von Privattelegraphen und Kabeladern ſind berechtigt, die Einrichtungen auf den 
15. Juli 1923 zu kündigen. 


Danzig, den 7. Juli 1923. i 
Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


263 Verordnung 

betreffend Anderung der Telegrapheugebühren im Verkehr mit Polen. Vom 7. 7. 1923 
Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Geſetzbl. S. 47) wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: 


Vom 10. Juli 1923 an beträgt die Telegrammgebühr im Verkehr mit Polen auf allen Entfernungen 
a) bei gewöhnlichen Telegrammen 750 M für jedes Wort, mindeſtens 7500 M 
b) bei Preſſetelegrammen die Hälfte dieſer Gebühren. 


Die Verordnung betreffend Anderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen vom 
2. Juni 1923 (Geſetzblatt S. 627) tritt gleichzeitig außer Kraft. 


Danzig, den 7. Juli 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 


264 Verorduun g 

betreffend Anderung der Fernſprechgebühren im Verlehr mit Polen. Vom 7. 7. 1923. 

. Auf Grund des § 11 des Fernſprechgebührengeſetzes vom 17. September 1921 (Geſetzblatt 
Seite 133 ff.) wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: 


Vom 10. Juli 1923 an betragen die Fernſprechgebühren im Verkehr mit Polen für die 
Geſprächseinheit von 3 Minuten Dauer 


für die Entfernung bis 250 km 3000 M 
3 5 r 6000 M 
100 Kin een: 9000 M 


" " 51 


und für jede angefangenen weiteren 100 km 3000 M mehr. 


Uberſchreiten die Geſpräche die Dauer von 3 Minuten, fo wird bie Gebühr für die überſchießende Zeit 
nach unteilbaren Geſprächseinheiten von 3 Minuten berechnet. 


Für dringende Geſpräche wird die dreifache Gebühr erhoben. 
Die Entfernungen werden von Vermittelungsſtelle zu Vermittelungsſtelle nach der Luftlinie gemeſſen. 
Die 3 betreffend Anderung der Ferngeſprächsgebühren im Verkehr mit Polen vom 
2. Juni 1923 (Geſetzbl. S. 627) tritt gleichzeitig außer Kraft. 
Danzig, den 7. Juli 1023. 1 
Poſt⸗ und Telegrapheuverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. 


265 Verordnung 
zur Anderung der Fernſprechordnung vom 9. Januar 1923. Vom 9. 7. 1923. 
Auf Grund des § 11 des Fernſprechgebühren-Geſetzes vom 17. September 1921 (Geſetzbl. 


S. 134) wird folgendes beſtimmt: 


1. Die durch die Fernſprechordnung feſtgeſetzten Gebühren und ſonſtigen Beträge find mit 
1000 zu vervielfältigen. 

2. Dieſe Verordnung tritt mit dem 15. Juli 1923 in Kraft. Soweit vierteljährlich im voraus 
fällige laufende Gebühren erhöht werden, gilt für die beſtehenden Anlagen die Erhöhung 
erſt vom 1. Auguſt 1923 ab. 

3. Jeder Fernſprechteilnehmer iſt berechtigt, ſeinen Anſchluß auf den 15. bezw. 31. Juli 1923 
zu kündigen. Antragſteller, die ihren Antrag auf Herſtellung, Erweiterung, Verlegung, 
Umwandlung, Auswechſelung oder Übertragung von Fernſprecheinrichtungen, Nebentelegraphen 
oder beſonderen Telegraphen aus Anlaß der Gebührenerhöhung zurückziehen, haben Koſten 
für nutzloſe Verwaltungsarbeit nicht zu erſtatten. 


Danzig, den 9. Juli 1923. 
Poſt⸗ und Telegrapheuverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


266 Die Poſtgebühren im Verkehr mit dem Ausland (außer Deutſchland und Polen) werden vom 
15. Juli 1923 an wie folgt feſtgeſetzt: 


Deere 8 FFC 3000 M, 
JJ ] i!... a EN a 1500 M, 
/ c . 1800 M, 
are,, ð yy 600 M, 
Blindenſchriftſendungen für je 5h33ss 300 M, 
Geſchäftspapiere für je boyu g 5 .. 600 M, 
mindeſtens —T—r. . ͤ 3000 M, 
!!!.! 8 600 M, 
22 N EEE 1200 M. 
Die Gebühr für nicht- oder unzureichend freigemachte eee beträgt das Doppelte 
des Fehlbetrags, ki 
mindeſtens FEC n 1800 M, 
die Einſchren ff ·˙ ps en 1500 M, 


die Eilzuſtellgebühr für Brieffend ungen 6000 M. 
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age MINDEN ber me 46000 

die beſondere Gebühr für Briefnachnahme, vom Abſender zu erheben, 600 

die Einziehungsgebühr für jede eingelöſte Briefnachnahmee . 900 

die Einziehungsgebühr für jedes eingelöfte Poftauftragspapier . . . . 1800 

die Vorzeigegebühr für jedes nicht eingelöfte Poſtauftragspapier .. . 1200 
Danzig, den 7. Juli 1923. 


Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 
. f a ee 


- 


- 


. a Köhler. 


267 Verorduung 
| zur Anderung der Poſtordnung. Vom 12. 7. 1923. 


Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des 850 des 
Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichsgeſetzblatt S. 347) wird 
die Poſtordnung vom 23. Dezember 1921 (Geſetzblatt S. 277 ff.) mit ſofortiger Wirkung wie folgt geändert: 
1. Im 8 18 „Poſtauſträge“ iſt im Abſ. I unter 1, ferner im 2. Unterabſ. und im Abſ. IL 

unter 1 ſtatt „1000 000“ jedesmal zu ſetzen: 3.000.000. 
2. Im $ 19 „Nachnahmeſendungen“ iſt im Abſ. I ſtatt „ 1000 0000% zu ſetzen: 3000 000. 
3. Im 8 21 „Poſtkreditbriefe “it im Abſ. I ſtatt „2000000 zu ſetzen: 10.000.000. 
4. In demſelben § (21) ift im Abſ. III ſtatt „200000“ zu ſetzen: 1000000. 8 
Danzig, den 12. Juli 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Förster. 


